
200 REE 03-2013Berichte

Berichte

Bericht aus der Clearingstelle EEG

Dr. Sebastian Lovens, LL.M. / Dr. Natalie Mutlak, Berlin*

I. Einleitung

Die Clearingstelle EEG hat im Berichtszeitraum den Hinweis 
2013/161 zum Ersetzen von PV-Anlagen (dazu unter II), den 
Hinweis 2012/212 zum Versetzen von PV-Anlagen (dazu unter 
III), den Hinweis 2012/243 zur „Modernisierung“ von Wasser­
kraftanlagen (dazu unter IV) sowie weitere Arbeitsergebnisse 
(dazu unter V) beschlossen.

II. Ersetzung von PV-Anlagen (Gebrauchtmodule)

Fotovoltaikmodule können beschädigt werden (beispielsweise 
durch extreme Witterungseinflüsse), gestohlen werden oder sie 
unterliegen technischen Defekten durch Fabrikationsfehler. 
Bislang war es hiervon betroffenen Anlagenbetreiberinnen 
und -betreibern zwar möglich, diese Module durch andere 
Module zu ersetzen. Der Vergütungszeitraum sowie die Ver­
gütungshöhe dieser Ersatzmodule richtete sich jedoch, wenn es 
sich um neue Module handelte, nach dem Zeitpunkt ihrer In­
betriebnahme im Anschluss an den Ersetzungsvorgang. Die 
Anlagenbetreiberinnen und -betreiber standen hierdurch bis­
weilen vor Finanzierungsproblemen, da die Einspeisevergütung 
nach einem solchen Ersetzungsvorgang sank. 

Mit § 32 Abs. 5 EEG 20124 in der seit dem 1. 4. 2012 geltenden 
Fassung hat der Gesetzgeber eine Sonderregelung für diese 
Fälle getroffen. Module, die andere Module am selben Standort 
aufgrund eines technischen Defekts, einer Beschädigung oder 
eines Diebstahls ersetzen, erhalten demgemäß – als lex specialis 
zu § 3 Nr. 5 EEG 2012 – den Inbetriebnahmezeitpunkt und 
somit die Vergütungshöhe und -dauer der ersetzten Module 
zugewiesen, deren Vergütungsanspruch im Gegenzug endgültig 
entfällt.

Diese bedeutsame Neuregelung führt bei der Umsetzung zu 
einigen praxisrelevanten Fragen, beispielsweise, ob die Ersatz­
module auch Gebrauchtmodule sein können und ob die Erset­
zung dem zuständigen Netzbetreiber und/oder der Bundes­
netzagentur zu melden ist. Die Clearingstelle EEG hat sich 
zunächst der ersten Frage angenommen und im Hinweis 2013/
16 entschieden, dass die ersetzenden Module auch gebrauchte 
Module sein können, d. h. solche, die bereits vor dem Erset­
zungsvorgang erstmalig in Betrieb genommen worden sind. 
Weitere Fragen zu § 32 Abs. 5 EEG 2012 wird die Clearing­
stelle EEG durch ein oder mehrere weitere Hinweisverfahren 
klären. 

III. Versetzen von PV-Anlagen

Im Laufe des zwanzigjährigen5 Mindestvergütungszeitraums 
von PV-Anlagen kann es dazu kommen, dass die Anlagen­
betreiberinnen bzw. -betreiber deren Installationsort wechseln, 
beispielsweise weil sie selbst umziehen und ihre PV-Anlage 
mitnehmen oder weil Anlagen verkauft werden. Ungeklärt war 
bislang, wie in diesen Fällen die Vergütung zu bestimmen ist. 
Problematisch waren vor allem Fälle, in denen nach der Ver­
setzung ein Vergütungstatbestand geltend gemacht wurde, der 
zwar zum Zeitpunkt der erstmaligen Inbetriebnahme galt, zum 
Zeitpunkt des Versetzens aber nicht mehr oder nicht mehr in 
der damaligen Ausprägung. Ist es beispielsweise möglich, eine 
PV-Anlage, die unter Geltung des EEG 20046 in Betrieb genom­
men wurde, noch im Jahr 2013 in die Fassade eines Gebäudes 
zu integrieren und den Fassaden-Bonus des EEG 2004 geltend 
zu machen? 

Die Clearingstelle EEG hat mit ihrem Hinweis 2012/217 im 
Wesentlichen entschieden, dass

–	� das Versetzen von PV-Anlagen ab dem 1. 1. 2009 nach dem 
EEG 20098 und dem EEG 2012 sowohl den Inbetrieb­
nahmezeitpunkt als auch den Vergütungszeitraum unberührt 
lässt;
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–	� dies ebenso für den Vergütungssatz gilt, wenn der bisherige 
Vergütungstatbestand auch nach dem Versetzen weiterhin 
erfüllt ist;

–	� der Anspruch aus einem anderen Vergütungstatbestand nur 
dann besteht, wenn die zum Zeitpunkt des Versetzens gel­
tende Fassung des EEG 2009/2012 einen entsprechenden 
Vergütungstatbestand noch vorsieht; in diesem Fall gilt der 
zum Zeitpunkt der ursprünglichen Inbetriebnahme gelten­
de Vergütungssatz, ohne dass die Degressionsvorschriften 
(erneut) anzuwenden sind; und 

–	� bei einer Versetzung von PV-Anlagen, die mit einem neuen 
Netzanschluss verbunden ist, die jeweils zum Zeitpunkt 
des Neuanschlusses geltenden technischen Anforderungen 
gemäß § 7 Abs. 2 EEG 2009/2012 einzuhalten sind. 

IV. „Modernisierung“ von Wasserkraftanlagen 

Im EEG 2012 wurde die Regelung zur Vergütung von „moder­
nisierten“ Wasserkraftanlagen in § 23 Abs. 2 neu gefasst. § 23 
Abs. 2 EEG 2012 regelt die Voraussetzungen, unter denen beste­
hende Anlagen in den Genuss der neuen Wasserkraftvergütung 
kommen. Hiernach muss entweder die installierte Leistung 
oder das Leistungsvermögen der Anlage erhöht oder eine Nach­
rüstung mit einer technischen Einrichtung zur ferngesteuerten 
Reduzierung der Einspeiseleistung vorgenommen werden.

In der Praxis herrschte dabei u. a. Unsicherheit darüber, unter 
welchen Voraussetzungen von einer Erhöhung der installierten 
Leistung bzw. des Leistungsvermögens der Wasserkraftanlage 
im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 1 EEG 2012 auszugehen, wie dies 
nachzuweisen ist und ob der Anspruch auf die erhöhte Vergü­
tung gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EEG 2012 auch für Strom 
aus Wasserkraftanlagen mit einer installierten Leistung bis zu 
100 kW geltend gemacht werden kann. 

Die Clearingstelle EEG hat mit ihrem Hinweis 2012/249 geklärt, 
dass eine Erhöhung der installierten Leistung im Sinne von 
§ 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Alt. 1 EEG 2012 immer dann vorliegt, 
wenn nach der Durchführung geeigneter Maßnahmen die 
„elektrische Wirkleistung, die die Anlage bei bestimmungs­
gemäßem Betrieb ohne zeitliche Einschränkungen unbeschadet 
kurzfristiger geringfügiger Abweichungen technisch erbringen 
kann“, höher ist als zuvor. Geeignete Maßnahmen zur Erhö­
hung der installierten Leistung sind dabei solche, die zu einer 
Erhöhung des Ausbaudurchflusses, der Fallhöhe oder des An­
lagenwirkungsgrades führen und sich infolgedessen erhöhend 
auf die maximal von der Wasserkraftanlage dauerhaft erzielbare 
Leistung auswirken. 

Des Weiteren wurde geklärt, dass eine Erhöhung des Leistungs­
vermögens im Sinne des § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Alt. 2 EEG 
2012 immer dann vorliegt, wenn aktive Maßnahmen ergrif­
fen wurden, die die technische Funktionsfähigkeit der Anlage 
dergestalt verbessern, dass sie zu einer erhöhten Stromausbeu­
te ( Jahresarbeitsvermögen in Kilowattstunden pro Jahr) der 
Wasserkraftanlage führen können.

Es handelt sich jedoch nicht um Maßnahmen zur Erhöhung 
des Leistungsvermögens oder der installierten Leistung im 
Sinne des § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Alt. 1 und 2 EEG 2012, 
wenn Wartungs- und Instandsetzungsmaßnahmen durchge­
führt werden, die der Erhaltung der zum Zeitpunkt der In­
betriebnahme bestehenden Leistung bzw. Leistungsfähigkeit 
der Wasserkraftanlage dienen. Auch die Erhöhung des Jahres­
arbeitsertrags aufgrund eines günstigen Wasserjahres fällt damit 
nicht unter die Erhöhung des Leistungsvermögens im Sinne 
der Regelung. 

Anlagenbetreiberinnen und -betreiber haben gegenüber dem 
Netzbetreiber nachvollziehbar darzulegen, dass es sich bei den 
von ihnen ergriffenen Maßnahmen um Maßnahmen zur Er­
höhung der installierten Leistung bzw. des Leistungsvermögens 
ihrer Anlage handelt. Dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn sie 
eine Beschreibung der Wasserkraftanlage zum Zeitpunkt der 
erstmaligen Inbetriebnahme bzw. nach Durchführung der 
letzten Anlagenmodernisierung, die Darstellung der durch­
geführten Maßnahmen zur Erhöhung der installierten Leistung 
bzw. des Leistungsvermögens sowie schriftlich darlegen, in­
wiefern diese Maßnahmen zu einer Erhöhung der installierten 
Leistung bzw. des Leistungsvermögens führen. 

Schließlich hat die Clearingstelle EEG mit ihrem Hinweis 
2012/24 entschieden, dass der Anspruch auf die erhöhte Ver­
gütung gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EEG 2012 unabhän­
gig davon geltend gemacht werden kann, ob die installierte 
Leistung weniger oder mehr als 100 kW beträgt, wenn die 
Wasserkraftanlagen nach dem 31. 12. 2011 erstmals mit einer 
technischen Einrichtung zur ferngesteuerten Reduzierung der 
Einspeiseleistung nachgerüstet worden sind. 

V. Weitere Arbeitsergebnisse der Clearingstelle EEG

Schließlich veröffentlichte die Clearingstelle EEG eine Reihe 
von Voten insbesondere zur vergütungsseitigen Zusammen­
fassung von PV-Anlagen10 und zur (Nicht-) Notwendigkeit der 
ortsfesten Installation von PV-Anlagen zu deren Inbetriebnahme 
unter dem EEG 2009.11
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